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Angeregtes Gespräch
mit Asylsuchenden

Zur Flüchtlingsdebatte
Bereits am Montag, als engagierte
Schüler, Schülerinnen und Bürger
eine Lichterkette von Gymnasium
zum Flüchtlingsheim bildeten,
kam es zu einem Vorfall, den ich
am Rande mitbekam: Mehrere
Asylsuchende aus dem Heim ka-
men heraus. Um zu stehlen, zu
vergewaltigen oder mit Drogen zu
dealen? Nein! Sie wollten nur gern
wissen, was sich da vor ihrer Un-
terkunft abspielt. Im Nu bildete
sich eine Traube von Schülern und
ein angeregtes Gespräch begann.
Erst später kam ich ins Grübeln.

Ob wohl diese Jugendlichen eini-
gen Älteren nicht doch etwas an
Unvoreingenommenheit, Weltof-
fenheit und Toleranz voraus ha-
ben?
Lutz Berthold, Großröhrsdorf

Umverteilung von Arm
zu Reich muss aufhören

Zu »Verständnis für rechte Wutbür-
ger«, 16.12., S. 5
Es ist ein Irrtum zu glauben, die
Demonstranten versammeln sich,
um gegen die Gefahr eines heran-
ziehenden Islamismus in Deutsch-
land zu demonstrieren. Es handelt
sich bei ihnen vorwiegend um Un-
zufriedene und Benachteiligte, die
ihren Frust herauslassen wollen
und sich dabei mit den Einwande-
rern die schwächste Gruppe der
Gesellschaft als Zielscheibe ausge-
sucht haben. Ihnen ist es auch völ-
lig gleich, dass diese Aufmärsche
von einem seinerzeit ins Ausland
geflüchteten Straftäter angeführt
werden.
Die demokratischen Parteien

sollten ihre Politik korrigieren und
für mehr soziale Gerechtigkeit sor-
gen. Die Schere zwischen Arm und
Reich darf nicht weiter aufgehen.
Die Verunsicherung breiter Bevöl-
kerungsteile ob ihrer ungewissen
Zukunft greift in den Pegida-De-

monstrationen Platz. Deshalb ist
die Bundesregierung aufgefordert,
für einen gesellschaftlichen Aus-
gleich zu sorgen und mit der Um-
verteilung von Arm zu Reich auf-
zuhören.
Andreas Meißner, Dresden

Für Fidel und die Kubaner
gab es nie ein Zurück

Zu »Linksfraktion: Auch Blockade
gegen Kuba aufheben«,
nd-online.de, 18.12.
Am 3.1.59 schrieb ich in mein Ta-
gebuch im mecklenburgischen Te-
terow, Heinrich-Heine-Oberschule
12. Klasse: »Im NDR hörte ich die
Meldung: Sowjetische Mondrake-
te!! Man könnte jubeln, denn nun
ist es mit dem Kapitalismus endlich
aus. Denn Fidel Castro ist ja wohl
ein erneuter Beweis für seinen Un-
tergang.«
Damals glaubten wir alle an das

schnelle Ende des Kapitalismus.
Von Außenpolitik hatte ich damals
noch keine Ahnung, doch dann
landete ich in der Außenpolitik,
lernte Spanisch, machte im Lande
Fidels 1966 mein erstes Praktikum
als Diplomatenlehrling und sah ihn
dort zum ersten Mal live. Später
war ich als Presseattaché in der
DDR-Botschaft tätig.
Für Fidel und die Kubaner gab

es nie ein Zurück. Fidel hat alle
USA-Präsidenten seit 1959 über-
lebt. Er ist standhaft geblieben und
bleibt ein ewiges Vorbild. Unver-
gessen ist sein Besuch vom 13. bis
zum 21. Juni 1972 in der DDR. Es
ist schön, dass nunmehr auch unser
Außenminister die jüngste Ent-
wicklung zwischen Kuba und den
USA unterstützt. Viva Cuba! Viva
Fidel!
Werner Heiden, Berlin

Beiträge in dieser Rubrik sind keine
redaktionellen Meinungsäußerungen.
Die Redaktion behält sich das Recht
Sinn wahrender Kürzungen vor.
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Um des Wählens willen
Katja Herzberg zur drohenden politischen Krise in Griechenland

Griechenland sucht nicht nur einen neuen Präsidenten. Das war bereits vor
dem ersten Wahlgang am Mittwochabend klar. Alle Beteiligten wie Beob-
achter wussten, dass Stavros Dimas nicht die erforderliche Mehrheit be-
kommen würde. Nun steigt die Spannung, nicht nur unter den Abgeordne-
ten in Athen. Spätestens, wenn auch der dritte Urnengang am 29. Dezem-
ber schief geht, wäre die politische Krise perfekt. Doch schon jetzt offenbart
die Diskussion, dass Griechenland zutiefst verunsichert und gespalten ist.
So erklärte sich der konservative Regierungschef Antonis Samaras trotz

der Niederlage von Dimas »optimistisch, dass (am Ende) ein Präsident der
Republik gewählt wird«. Er will nicht akzeptieren, dass er bei einer vor-
gezogenen Wahl abgewatscht werden würde. Aber auch SYRIZA-Chef
Alexis Tsipras klingt nicht viel realitätsnäher. Die »Strategie der Angst« sei
zusammengebrochen. Das stimmt vielleicht für das Parlament, das nicht
mehr jede weitere Sparrunde mitmacht. Doch das von Tsipras beschwo-
rene »Volk« hat die unsoziale Troika-Politik der letzten fünf Jahre aufs
Schärfste zu spüren bekommen und ist des Kämpfens müde.
Tsipras fordert zu Recht Neuwahlen, um einen Politikwandel einzulei-

ten. Doch der ist angesichts des unfairen Wahlsystems und des Drucks der
europäischen »Partner« nicht einfacher zu haben als bei der letzten Wahl.

Gut für den Nachfolger
Ines Wallrodt über die neue Macht der Bundesdatenschutzbeauftragten

Die Entlassung des Bundesdatenschutzbeauftragten in die Unabhängigkeit war
überfällig. Ein Vergleich von Andrea Voßhoff mit ihrem Vorgänger Peter
Schaar zeigt allerdings, dass es auf mehr als organisatorische Freiheit an-
kommt: Während Schaar dem Datenschutz zu politischem Gewicht verhalf
und sich nicht vor Kritik an seinem Dienstherrn scheute, fällt bei Voßhoff vor
allem auf, dass sie nicht auffällt. NSA, BND, Fluggastdaten – die oberste Da-
tenschützerin schweigt. Und es gibt keine Anzeichen, dass sie das ändern wird.
Es waren andere, die für eine Stärkung ihrer Behörde kämpften und öf-

fentlich kritisierten, wie schwach diese ausgestattet ist, die auf den neuen
Maulkorb bei Aussagen vor Gericht und in Untersuchungsausschüssen hin-
wiesen und auf die fehlenden Sanktionsmöglichkeiten gegen Post- und Tele-
kommunikationsunternehmen. Hier sieht man deutlich das Ergebnis, wenn
allein die Bundesregierung ihren Kontrolleur vorschlagen darf. Die Wahl
kann – siehe Schaar – auf einen unabhängigen Geist fallen. Mit der Befür-
worterin der Vorratsdatenspeicherung Voßhoff hat die Union jedoch eine
Parteisoldatin ins Amt gehievt, die dankbar sein kann, dass sie nach dem
Verlust ihres Bundestagsmandats versorgt wurde. Im Januar hat sie Gele-
genheit, ein neues Selbstverständnis zu beweisen: Dann muss sie vor dem
Untersuchungsausschuss zum NSA-Abhörskandal aussagen.

Züge zu Büchern
Jörg Meyer über die Tarifverhandlungen bei der Bahn

In einer harten Auseinandersetzung scheint der »Durchbruch« geschafft.
So sieht es die Lokführergewerkschaft GDL. Nach mehreren flächende-
ckenden und äußerst schmerzhaften Streiks, die besonders GDL-Chef
Claus Weselsky herbe und oft unfaire Kritik einbrachten, erklärte sich die
Deutsche Bahn jetzt bereit, mit der GDL über einen Tarifvertrag für ande-
re Berufsgruppen neben den Lokführern zu verhandeln. Die GDL verzich-
tete im Gegenzug auf einen Teil ihrer Gehalts- und Arbeitszeitforderun-
gen. So geht Verhandeln – wenn denn endlich verhandelt wird.
Die Bahn hatte sich lange gegen die Kernforderung der GDL gewehrt.

Unter anderem Zugbegleiter, Bordgastronomen und Lokrangierführer fie-
len in die Tarifzuständigkeit der Konkurrenzgewerkschaft EVG. Die GDL
konnte aller Kritik an den Streiks zum Trotz damit einen wichtigen Sieg
erringen. Das zeigt, dass Beharrlichkeit und Festhalten an Zielen gewerk-
schaftliches Handeln zum Erfolg führen und auch große Gegner wie die
Deutsche Bahn in die Knie zwingen können. Die Beschäftigten und ihre
Gewerkschaft sind sich ihrer Macht bewusst und haben sie genutzt. Ähnli-
ches ist derzeit bei der Auseinandersetzung zwischen ver.di und Amazon
zu beobachten, wo es eine Frage der Zeit zu sein scheint, bis der Konzern
sich endlich zu Verhandlungen bereit erklärt. Also, an alle: Mehr davon!

KOLUMNE

Die Unterschiede klarer machen
Wo hört emanzipatorische Kritik auf und wo fängt Anti-Aufklärung an? Wolfgang Storz über politisch Irre und irre Politik

In der Politik und in maßgeblichen
Medien ist häufiger von Irren und
Verschwörungstheoretikern die Re-
de; Putin-Versteher sind so etwas
wie Irre-light. Die These: Es könnte
sich um eine neue Phase von Ten-
denzen der Pathologisierung politi-
scher Auseinandersetzungen han-
deln. Öffentlich geäußerte Gedan-
ken, Wahrnehmungen und Argu-
mente werden schnell als tendenziell
krankhaft charakterisiert. Und wenn
die Irren nur von Normalität und
Mainstream abweichen?
Die Netzwerke sind bekannt: Sie

bestehen aus zahllosen Blogs und
Videoportalen, untereinander ver-
woben, sie organisieren die »Mon-
tagsmahnwachen«, zu ihnen gehören
auflagenstarke Publikationen des im
Süddeutschen angesiedelten Kopp-
Verlages, das inzwischen an allen
Kiosken prominent ausliegende Mo-
natsmagazin »compact«.
Die inhaltlichen Bindeglieder die-

ser Netzwerke lauten, nicht ganz
vollständig und etwas platt zusam-
mengefasst: Deutschland ist nicht
souverän. Die USA sind das Gegen-
teil eines Vorbildes. Die Massenme-
dien lügen und manipulieren. Deut-
sche dürfen die israelische Regierung
nicht kritisieren. Die EU-Bürokratie
ist undemokratisch, der Euro ein Irr-
weg. Die Finanzmärkte beherrschen
alles.
Wie Geisterfahrer auf der Auto-

bahn sind auch politisch Irre und irre
Verschwörungstheoretiker dann kein
Problem, wenn sich ihre Zahl stark in
Grenzen hält und wenn wir genau
unterscheiden können: Aha, das ist
der Geisterfahrer, aha, das ist der
politisch Irre.
In diesen Monaten könnte man zu

dem Befund kommen: Die Zahl der
politisch Irren nimmt sehr stark zu
und die Unterscheidung fällt nicht
immer leicht.

Zuerst zur Quantität: Das Monats-
magazin »compact«, das nach Mei-
nung der Grünenpolitikerin Marielu-
ise Beck unappetitlich und rechtsra-
dikal ist, hat nach eigenen Angaben
regelmäßig eine Auflage von etwa
40 000 verkauften Exemplaren; in-
mitten einer Medienkrise wäre das
beachtlich. Wenn der umstrittene
Radiomoderator Ken Jebsen zu den
Themen der manipulierenden Mas-
senmedien und der Russland-Be-

richterstattung des »Spiegel« Videos
produziert – übrigens unter totaler
Missachtung aller medialen Auf-
merksamkeitssteigerungstechniken:
er spricht ohne Punkt und Komma
endlos lang –, dann zählt allein der
Vertriebsweg »Youtube« etwa
200 000 Zugriffe und beinahe 2000
Kommentare. Das ist keine Nische.
Nun zu weiteren Personen und

Inhalten: Auf den Konferenzen von
»compact« spricht auch der CDU-Po-
litiker Willy Wimmer, einst Staatsse-
kretär im Verteidigungsministerium
unter Helmut Kohl. Ken Jebsen in-
terviewt lang und breit die folgenden
Flagschiffe der linken Publizistik:
Albrecht Müller, Jürgen Roth, Wer-
ner Rügemer, Jürgen Grässlin.

Linkspartei-Politiker wie Wolfgang
Gehrcke sind dabei, Sozialdemokra-
ten wie Karsten Voigt, angesehene
linke Wissenschaftler wie Hans-Jür-
gen Krysmanski. Und der Linkspar-
teipolitiker Dieter Dehm lässt sich
auf der Demonstration bei einer De-
monstration neben Ken Jebsen ab-
lichten. Wo ist links, wo ist rechts?
Zur Erklärung hilft mir der Verweis
auf das Querfront-Konzept wenig.
Wenn in diesen Netzwerken ge-

sagt wird: Die Massenmedien mani-
pulieren – dann kann man natürlich
sagen, die spinnen. Da kann einem
aber auch der folgende Satz von Au-
ßenminister Frank-Walter Steinmei-
er jüngst in der »FAZ« einfallen:
»Es gibt eine erstaunliche Homo-

genität in deutschen Redaktionen,
wenn sie Informationen gewichten
und einordnen. Der Konformitäts-
druck in den Köpfen der Journalisten
scheint mir ziemlich hoch. Das Mei-
nungsspektrum draußen im Lande
ist oft erheblich breiter.« Und da fällt
einem die jüngste Umfrage des NDR
ein, die sagt: Nur noch 29 Prozent
der Befragten haben großes oder
sehr großes Vertrauen in die Medien.
2012 sagten das noch 40 Prozent.
Wenn Ken Jebsen in Sachen

Russland-Politik Positionen wie Hel-
mut Schmidt und Helmut Kohl ver-
tritt, wenn er sich vermutlich in der
Frage der Macht der Finanzmärkte
und deren Regulierung wenig bis
nicht von linken Politikern unter-
scheiden – wo verlaufen da die
Grenzen? Ist die eine Position mit
Nationalismus und Ressentiments
beladen und die andere nicht?
Es geht nicht um Ken Jebsen. Es

geht im Dienste der Klarheit und
Nachvollziehbarkeit öffentlicher
Auseinandersetzungen um eine ver-
lässliche und sachlich-überzeugende
Arbeit der Unterscheidung. Die ist
noch nicht geleistet.

Wolfgang Storz war bis 2006
Chefredakteur der »Frankfurter
Rundschau« und arbeitet seither
als Berater und Publizist.
Foto: Burkhard Lange
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Mit Humor
Von Sebastian Haak

Dass der neue Vorsitzende der
SPD-Fraktion im Thüringer Land-
tag nun wirklich Matthias Hey
heißt, ist eigentlich eine Überra-
schung. Und dann auch wieder
nicht. Wer Hey kennt, weiß, dass
er niemand ist, der sich in den Vor-
dergrund drängt, auf hohe Posten
aus ist. Und doch hat er sich ge-
gen niemand geringeren als Chris-
toph Matschie durchgesetzt, den
ehemaligen SPD-Landesvorsit-
zenden, der schonMinister und Vi-
ze-Ministerpräsident in Thüringen
war. Nach der Niederlage gegen
Hey ist Matschie nun nur noch ein-
facher Abgeordneter. Das war
nicht unbedingt zu erwarten.
Warum die Personalie trotz-

dem keine Überraschung ist: Der
44-jährige gelernte Drucker ist in
Thüringen unter Sozialdemokra-
ten ebenso wie unter den Mitglie-
dern anderer Parteien beliebt. Er
pflegt einen betont menschlichen
Umgang und kann andere mit sei-
nem Humor aufschließen. Am Tag
der Wahl von Bodo Ramelow zum
ThüringerMinisterpräsidenten soll
er zum Beispiel auf die 4685. Fra-
ge danach, wie viele Wahlgänge er
erwarte, gesagt haben: »Ich hoffe,
es geht schnell. Ich muss noch
Pfandflaschen abgeben.«
Darüber hinaus wird Hey für

seinen Sachverstand geachtet. Er
hat in der vergangenen Legisla-
turperiode sowohl während der
schwarz-roten Reform des Thü-
ringer Verfassungsschutzes als
auch bei vielen Fragen zur Zu-

kunft der Kommunen bewiesen,
dass er sich auf dem Feld der In-
nenpolitik auskennt. Vor seiner
Zeit im Landtag war Hey von 2006
bis 2009 Sozial-, Finanz- und Ord-
nungsdezernent der Stadt Gotha.
Seit 2009 ist er Parlamentarier.
Bei der Landtagswahl vom Sep-

tember, bei der die SPD als Partei
abgestraft worden ist, hat Hey si-
cher auch wegen dieser Eigen-
schaften die Wähler für sich ge-
winnen können. Als einziger So-
zialdemokrat konnte er seinen
Wahlkreis direkt gewinnen. Schon
wegen dieses Ergebnisses hat Hey
in der Thüringer SPD eine starke
Stellung. Dass er den Posten des
Fraktionschef angenommen hat,
soll nicht zuletzt damit zusam-
menhängen, dass Mitglieder sei-
nes Kreisverbandes ihn wegen sei-
nes gutes Wahlergebnisses dazu
gedrängt haben.

Matthias Hey ist neuer SPD-
Fraktionsvorsitzender in Thüringen.
Foto: dpa/Michael Reichel

Erscheint im Verlag Neues Deutschland Druckerei und Verlag GmbH
Franz-Mehring-Platz 1, 10243 Berlin, Tel. (030) 2978-1111, Fax -1600
Internet www.neues-deutschland.de E-Mail redaktion@nd-online.de

Geschäftsführer und Verlagsleiter Olaf Koppe -1611, Fax -1610
Vertrieb/Aboservice -1800, Fax -1630, aboservice@nd-online.de
Anzeigen Geschäftskunden Dr. Friedrun Hardt (verantwortlich) -1841, Sabine Weigelt -1842,
Fax -1840, anzeigen@nd-online.de. Es gilt die Anzeigenpreisliste Nr. 24 vom 1. Januar 2014.
Private Kleinanzeigen -1844, Fax -1840, privatanzeigen@nd-online.de
Redaktionsleitung Tom Strohschneider (Chefredakteur, V.i.S.d.P. -1711, Fax -1710),
Wolfgang Hübner (Online -1713), Gabriele Oertel und Regina Stötzel (Wochen nd -1716, -1712),
Uwe Sattler (Redaktionsmanagement -1714)
Ressorts Olaf Standke (Ausland -1731), Uwe Kalbe (Inland -1759), Jürgen Amendt,
Martin Hatzius (Feuilleton -1757, -1765), Sarah Liebigt (Berlin/ Brandenburg -1741),
Jirka Grahl (Sport/Service -1727), Susanne Dreistadt (Bild/Herstellung -1826)
Gestaltung/Layout Holger Hinterseher, Michael Pickardt, Wanja Wegener
Ratgeber Jürgen Holz -1772, Peter Kollewe -1773, ratgeber@nd-online.de
Leserbriefe -1724, leserbriefe@nd-online.de
Marketing -1612, Fax -1610, marketing@nd-online.de
Leserreisen Frank Diekert -1620, Fax -1650, leserreisen@nd-online.de
nd-Shop, Literatur-, Film-, Musik-Service Öffnungszeiten: Montag - Freitag 9 - 17 Uhr,
Manfred Ibold -1777, Monika Gadegast -1654, Fax -1650, shop@nd-online.de
Die Redaktion übernimmt keine Haftung für unverlangt eingesandte Manuskripte, Fotos und andere
Zusendungen. Die Rechte für die Nutzung von Artikeln für elektronische Pressespiegel erhalten Sie über
die PMG, Presse-Monitor GmbH, Tel. (030) 28 49 30, www.presse-monitor.de
Bankkonto Berliner Bank, Konto-Nr. 525 950 205, BLZ 100 708 48,
IBAN DE81 1007 0848 0525 9502 05, SWIFT (BIC) DEUTDEDB110
Monatlicher Abonnementspreis (inkl. MwSt. und Zustellgebühr) 35,00 €, bei Postversand zzgl.
0,10 € Versandkosten pro Tag, ermäßigtes Abo 19,90 €, Soli-Abo 50,00 €, Online-Abo 17,50 €, Kombi-
Abo (online plus Wochenend-Ausgabe) 24,00 €. Teilabos auf Anfrage. Das Abo kann bis spätestens drei
Wochen vor Ablauf des Inkassozeitraums schriftlich gekündigt werden (Poststempel). Bei Nichtzustellung
ohne Verschulden des Verlags oder bei höherer Gewalt bestehen keine Ansprüche gegen den Verlag.
Benutzte Agenturen dpa, AFP, SID, epd, IPS

Druck EVERSFRANK Berlin GmbH, Ballinstraße 15, 12359 Berlin

Die Auflage von neues deutschland wird von der unabhängigen Informationsgemeinschaft
zur Feststellung der Verbreitung von Werbeträgern (IVW) geprüft.


